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Betr.: Stellungnahme zum „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Vor-
schriften zum diagnoseorientierten Fallpauschalensystems für Krankenhäu-
ser – Fallpauschalenänderungsgesetz (FPÄndG)

Sehr geehrte Damen und Herren,

Die im VHitG -Verband der Hersteller von IT-Lösungen im Gesundheitswesen

e.V.- vertretenen Softwarehersteller haben grundsätzlich keine Einwände gegen

den o.g. Gesetzentwurf. Als Kernpunkt wurde der stichtagsbezogene, unterjährige

Einstieg in das DRG-Entgeltsystem für die Krankenhäuser, die erst zum 31.12.02

die Option "gezogen" haben, identifiziert. Eine Optionsfristverlängerung ist nur

unter dem Aspekt akzeptabel, dass der rückwirkende Umstieg ausgeschlossen ist!

Eine solche Regelung würde nämlich bedeuten, dass alle bereits nach BPflV fak-

turierten Fälle aus 2003 storniert und mindestens teilweise nach KHEntG neu zu



dokumentieren wären, bevor sie erneut fakturiert werden könnten. Eine Nachbe-

rechnung wäre aus denselben Gründen (abweichende Fall-Dokumentation) nicht

möglich. Im Rahmen des Datenaustausches nach §301 SGB V wären solche

Nachberechnungen auch nicht zu übermitteln. Die Arbeitsgruppe Entgeltsysteme

des VHitG hat in der Vergangenheit wiederholt darauf hingewiesen, dass ein

rückwirkender Umstieg in das DRG-System aus o.g. Gründen technisch nicht

sinnvoll und für die Krankenhäuser nicht praktikabel zu realisieren ist.

Der VHitG wird bei der Anhörung am 09.04.03 durch die Geschäftsführerin des

VHitG, Frau Anja Hollman, und die Verbandsreferentin, Frau Heike Hennemann,

vertreten sein.

Mit freundlichen Grüßen

Anja Hollmann
Geschäftsführerin


